
Aktenzeichen: 9 AZR 102/92 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Urteil vom 15. Juni 1993 

- 9 AZR 102/92 -
I. Arbeitsgericht 

Wiesbaden
Urteil vom 15. November 1990 
- 4 Ca 3534/89 -

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Urteil vom 09. Dezember 1991 
- 11 Sa 277/90 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Bundesarchiv :

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Vorruhestandsgeld im Konkurs - Beginn des Vorruhestandes nach
Konkurseröffnung

Gesetz:
KO § 59 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 61 Abs. 1 Nr. 6; VRG §§ 2, 9;
Tarifvertrag über den Vorruhestand im Baugewerbe vom
26. September 1984 (VRTV-Bau) i.d.F. vom 17. Dezember 1985
und 12. November 1986 §§ 2, 3, 4
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9 AZR 102/92
11 Sa 277/90 Frankfurt am Main Im Namen des Volkes!
Verkündet am ir
15. Juni 1993 *'

Urteil
Klapp, In Sachen
Reg.-Obersekretär als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 15. Juni 1993 durch den Ersit­
zenden Richter Professor Dr. Leinemann, die Richter Dörner 
und Düwell sowie die ehrenamtlichen Richter Volpp und Dr.
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Kappes für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
9. Dezember 1991 - 11 Sa 277/90 - aufgehoben.
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Ar­
beitsgerichts Wiesbaden vom 15. November 1990 
- 4 Ca 3534/89 - wird zurückgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten der Berufung und der 
Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über den konkursrechtlichen Rang der 
Ansprüche eines Vorruheständlers im Baugewerbe, dessen Vorruhe­
stand erst nach Eröffnung des Konkursverfahrens begonnen hat.

Der Beklagte ist Konkursverwalter über das Vermögen der Gu­
stav L KG, Bauunternehmung, die einen baugewerblichen Betrieb 
im Sinne des allgemeinverbindlichen Tarifvertrages über den Vor­
ruhestand im Baugewerbe vom 26. September 1984 i.d.F. vom 
17. Dezember 1985 und 12. November 1986 (VRTV-Bau) unterhielt.
Der Kläger ist eine in der Rechtsform eines Vereins betriebene 
gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien des Baugewerbes, 
der u.a. nach § 10 VRTV-Bau die Aufgabe hat, baugewerblichen Ar­
beitgebern Vorruhestandsleistung zu 90 % zu erstatten, wenn der 
Vorruhestand des Arbeitnehmers nach dem 31. Dezember 1985 be­
ginnt. Nach § 11 Abs. 1 VRTV-Bau hat er weiterhin bei Insolvenz 
des Arbeitgebers den Vorruheständlern Vorruhestandsleistungen wie 
ein Arbeitgeber zu gewähren. Der Anspruch des Arbeitnehmers auf
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Vorruhestandsgeld gegen den Arbeitgeber geht in diesem Fall nach 
§ 11 Abs. 2 VRTV-Bau auf den Kläger über.

Das Konkursverfahren über das Vermögen der Gemeinschuldnerin 
wurde am 29. November 1985 eröffnet. Der ehemalige Arbeitnehmer 
der Gemeinschuldnerin, Josef D , trat auf eigenen Antrag zum
1. April 1986 in den Vorruhestand. Für die Zeit vom 1. April 1986 
bis zum Tode des Vorruheständlers im Dezember 1989 gewährte der 
Kläger Vorruhestandsleistungen wie ein Arbeitgeber.

Mit seiner Klage hat der Kläger aus übergegangenem Recht 
15.084,33 DM als vom Arbeitgeber zu tragenden Eigenanteil des von 
ihm im Rahmen der Insolvenzsicherung an den betrieblichen Vorru­
heständler gewährten Vorruhestandsgeldes geltend gemacht und eine 
bevorzugte Berichtigung aus der Konkursmasse als Masseschulden 
verlangt.

Der Kläger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 
15.084,33 DM zu bezahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht der Klage stattge­
geben. Mit der Revision begehrt der Beklagte die Zurückweisung 
der Berufung. Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revision.

4
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

I. Die zulässige Revision ist begründet. Entgegen der Ansicht 
des Landesarbeitsgerichts sind die Ansprüche des Klägers gegen 
den Beklagten nicht aus der Konkursmasse als Masseschulden vorweg 
zu berichtigen.

1. Nach den von der Revision nicht angegriffenen Feststellungen
des Landesarbeitsgerichts ist davon auszugehen, daß der ehemalige 
Arbeitnehmer Josef D in der Zeit vom 1. April 1986 bis zu
seinem Tod im Dezember 1989 in einem Vorruhestandsverhältnis zum 
Beklagten gestanden, die tariflichen Anspruchsvoraussetzungen des 
§ 2 VRTV-Bau erfüllt hat und der Kläger im Rahmen der Insolvenz­
sicherung gemäß § 11 Abs. 1 VRTV-Bau i.V.m. § 9 Abs. 1 VRG ver­
pflichtet war, Vorruhestandsgeld wie ein Arbeitgeber zu gewähren. 
Dem Kläger steht daher, wie das Landesarbeitsgericht zu Recht ge­
würdigt hat, gemäß § 11 Abs. 2 VRTV-Bau der Erstattungsanspruch 
des ausgeschiedenen Arbeitnehmers auf die infolge der Insolvenz 
schuldig gebliebenen Vorruhestandsleistungen gegen den Konkurs­
verwalter zu. Davon ist - wie geschehen - die gemäß § 10 Abs. 1 
VRTV-Bau von dem Kläger zu erbringende 90 %ige Erstattungslei­
stung in Abzug zu bringen.

2. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts handelt es 
sich bei diesem Erstattungsanspruch jedoch nicht um eine Masse­
schuld im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO.

a) Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die Forderung des
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Klägers sei eine Masseschuld im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO» 
weil sie aus einem Geschäft des Konkursverwalters entstanden sei. 
Wenn es wegen der besonderen Ausgestaltung des VRTV-Bau keiner 
besonderen Vereinbarung zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
und damit für den Beginn des Vorruhestands bedürfe, so bestimme 
doch § 3 VRTV-Bau im Wege der Fiktion die Beendigung des Arbeits­
verhältnisses . Offensichtlicher Sachgrund für diese Fiktion sei 
die gesetzliche Regelung des § 2 Abs. 1 Nr. 3 VRG, nach der das 
Arbeitsverhältnis bei Beginn des Vorruhestandes aufgrund einer 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beendet sein 
müsse. Mit der tariflichen Fiktion sei dieser gesetzlichen Vor­
schrift Rechnung getragen worden. Der Konkursverwalter müsse sich 
daher eine rechtsgeschäftliche Beendigung des Arbeitsverhältnis­
ses zur Begründung des Vorruhestandes zurechnen lassen.

Dieser Auffassung des Landesarbeitsgerichts kann nicht ge­
folgt werden.

Nach den Bestimmungen des VRTV-Bau sind der Beginn des Vor­
ruhestandsverhältnisses (§ 4) und der Anspruch auf Vorruhestands- 
geld (§ 5) allein davon abhängig, daß die tariflichen Vorausset­
zungen (§ 2) erfüllt sind und der Arbeitnehmer die Zahlung von 
Vorruhestandsgeld schriftlich beim Arbeitgeber beantragt (§ 4 
Abs. 2). Der Abschluß einer Vorruhestandsvereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist danach nicht erforderlich (so 
bereits Senatsurteil vom 28. Juli 1992 - 9 AZR 509/90 - zur 
Veröffentlung bestimmt -, zu IV 3 der Gründe). Die tarifliche 
Regelung begründet damit nicht lediglich einen Anspruch des

-  6 -

Arbeitnehmers
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auf Abschluß einer Vorruhestandsvereinbarung mit dem Arbeitgeber, 
sondern räumt dem Arbeitnehmer das Recht ein, durch einseitigen 
Antrag in den Vorruhestand zu treten und Vorruhestandsleistungen 
beanspruchen zu können.

Aus § 3 VRTV-Bau: "Mit dem Beginn des Vorruhestands gilt das 
Arbeitsverhältnis als aufgrund einer Vereinbarung zwischen Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer beendet" ergibt sich nichts anderes. 
Diese Regelung wäre entbehrlich, wenn nach dem VRTV-Bau eine Vor­
ruhestandsvereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor­
ausgesetzt würde. Denn eine derartige Vereinbarung enthielte 
neben der Vereinbarung über die Gewährung von Vorruhestandslei­
stungen auch notwendig die Vereinbarung über die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses (zu diesem Inhalt einer einzelvertraglichen 
Vorruhestandsvereinbarung vgl. BAG Urteil vom 17. Mai 1988 
- 3 AZR 419/87 - AP Nr. 3 zu § 2 VRG, zu I der Gründe; Grüner- 
Dalichau, VRG - AltersteilzeitG, Einführung, Anm. I 2, II 2,
III) .

Der erkennende Senat weicht mit dieser Auffassung von Ent­
scheidungen anderer Senate ab. Zwar ist der Dritte Senat des Bun­
desarbeitsgerichts in den tragenden Gründen seiner Entscheidung 
vom 11. Oktober 1988 - 3 AZR 804/87 - (BAGE 60, 38, 41 = AP Nr. 2 
zu § 5 VRG, zu II der Gründe) ebenfalls davon ausgegangen, daß 
ein Anspruch auf Vorruhestandsgeld nur einen schriftlichen Antrag 
des Arbeitnehmers und die in § 2 VRTV-Bau festgelegten Bedingun­
gen voraussetzt, aber in seiner Entscheidung vom 3. April 1990 
- 3 AZR 273/88 - (BAGE 64, 276, 282 = AP Nr. 5 zu § 1 TVG Vorru­
hestand, zu II 2 der Gründe) hat der Dritte Senat ausgeführt,

7
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  7  -

der Arbeitgeber müsse mit seinem Arbeitnehmer einen Vorruhe­
standsvertrag abschließen. Der erkennende Senat weicht gleich­
falls von der Auffassung des Zweiten Senats in dessen Entschei­
dung vom 2. April 1987 (- 2 AZR 227/86 - AP Nr. 1 zu § 612 a BGB, 
zu II 2 b der Gründe) ab, nach der § 2 VRTV-Bau dem Arbeitnehmer 
einen Anspruch auf Abschluß eines Aufhebungsverträges geben soll.

Nach der Geschäftsverteilung des Bundesarbeitsgerichts ist 
der erkennende Senat für Fragen des Vorruhestandes allein zustän­
dig . Für die Aufgabe der Rechtsprechung war daher keine Vorlage 
an den Großen Senat erforderlich.

b) Das Landesarbeitsgericht hat weiterhin verkannt, daß § 3 
VRTV-Bau nur eine Vereinbarung über die Beendigung des Arbeits­
verhältnisses fingiert, nicht aber eine Vereinbarung über die Ge­
währung von Vorruhestandsleistungen. Nur diese Vereinbarung wäre 
jedoch für die konkursrechtliche Zuordnung zu § 59 Abs. 1 Nr. 1 
KO von Bedeutung.

Das VRG hat Fragen der Vereinbarung über den Vorruhestand im 
wesentlichen ungeregelt gelassen. Es setzt lediglich einen Min­
destrahmen im Zusammenhang mit frei zu vereinbarenden tariflichen 
oder einzelvertraglichen Regelungen. Das VRG geht dabei von dem 
Regelfall aus, daß dem Vorruhestandsverhältnis eine Vorruhe­
standsvereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zugrun­
deliegt . Diese umfaßt ihrem Inhalt nach zwei Rechtsgeschäfte, 
nämlich die Vereinbarung über die Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses und die Vereinbarung über die Gewährung von Vorruhestands- 
leistungen (vgl. BAG Urteil vom 17. Mai 1988 - 3 AZR 419/87 - AP
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Nr. 3 zu § 2 VRG, zu I der Gründe; Grüner-Dalichau, VRG - Alters- 
teilzeitG, Einführung, Anm. I 2, II 3, III). Nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 VRG ist u.a. Voraussetzung für die Gewährung eines Zuschus­
ses seitens der Bundesanstalt für Arbeit, daß das Arbeitsverhält­
nis aufgrund einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer beendet ist.

Nach der vom Modell des VRG abweichenden Regelung des VRTV- 
Bau hängt der Anspruch des Arbeitnehmers auf Vorruhestandslei­
stungen und der Beginn des Vorruhestandes nur davon ab, daß die 
tariflichen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind. Eine Vereinba­
rung über die Gewährung von Vorruhestandsgeld als Rechtsgrund des 
Entstehens des Anspruchs wird vom VRTV-Bau weder vorausgesetzt 
noch durch § 3 VRTV-Bau fingiert. Nach seinem Wortlaut enthält 
§ 3 VRTV-Bau keine rechtliche Qualifizierung des Beginns des Vor­
ruhestandes als Vereinbarung über die Gewährung von Vorruhe­
standsleistungen. Die Vorschrift beschränkt sich darauf, den Be­
ginn des Vorruhestandes hinsichtlich der Rechtsfolgen einer Ver­
einbarung über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses gleichzu­
stellen. Für den Beginn des Vorruhestandes ist die gleiche 
Rechtsfolge wie für eine Vereinbarung über die Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses angeordnet. § 3 VRTV-Bau enthält nach seinem 
Wortlaut aber nicht die Anordnung, daß der Beginn des Vorruhe­
standes hinsichtlich seiner Rechtsfolgen einer Vereinbarung über 
die Gewährung von Vorruhestandsleistungen gleichsteht. Die Be­
rücksichtigung der weiteren Bestimmungen des VRTV-Bau geben eben­
falls keinen Anhaltspunkt für den Willen der Tarifvertragspartei­
en, eine Vereinbarung über die Gewährung von Vorruhestandslei­
stungen zu fingieren.
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c) Eine Behandlung des geltend gemachten Anspruchs als Masse­
schuld nach § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO scheidet auch dann aus, wenn mit 
der angefochtenen Entscheidung unterstellt wird, § 3 VRTV-Bau 
fingiere eine Vereinbarung über die Gewährung von Vorruhestands­
leistungen.

§ 59 Abs. 1 Nr. 1 KO soll die Handlungsfreiheit des Konkurs­
verwalters im geschäftlichen Verkehr mit Dritten sichern und es 
ihm ermöglichen, hierzu die erforderlichen Rechtsgeschäfte abzu­
schließen (vgl. Kuhn-Uhlenbruck, KO, § 59 Rz 1 c). Die Vorschrift 
bezieht sich auf Handlungen, bei denen der Konkursverwalter im 
Rahmen der ihm durch die Konkurseröffnung zufallenden Aufgaben 
handelt, das Vermögen des Gemeinschuldners zu erfassen, zu ver­
walten und zu verwerten (§ 117 Abs. 1 KO). Unter diese Vorschrift 
fallen jedoch nicht die Handlungen des Konkursverwalters, durch 
die er nur Verpflichtungen abwickelt, die in der auf ihn überge­
gangenen Arbeitgeberstellung wurzeln und die an sich - gäbe es 
nicht den Konkurs - der Arbeitgeber selbst hätte erledigen müssen 
(vgl. BAG GS Beschluß vom 13. Dezember 1978 - GS 1/77 - BAGE 31, 
176, 196 f. = AP Nr. 6 zu § 112 BetrVG 1972, Teil III B 2). § 59 
Abs. 1 Nr. 1 KO beruht auf dem maßgeblichen Grundgedanken, daß 
die konkursrechtliche Privilegierung als Masseschuld dann nicht 
eintreten soll, wenn es sich um die Abwicklung bereits bestehen­
der Rechtsbeziehungen des Gemeinschuldners mit seinen Gläubigern 
handelt. § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO ist daher auf die Handlungen bezo­
gen, bei denen der Konkursverwalter selbst nach seinem Ermessen 
als Unternehmer auftritt (vgl. BAG GS, aaO; Bötticher, BB 1975, 
977, 981; Zeuner, JZ 1976, 1, 7).

-  10 -
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Nach der Regelung des VRTV-Bau ist der Beginn des Vorruhe­
standes und der Anspruch auf Vorruhestandsleistungen nur von der 
Erfüllung der tariflichen Voraussetzungen und einem entsprechen­
den Antrag des Arbeitnehmers abhängig. Eine unternehmerische Ent- 
scheidungs- und Handlungsfreiheit hat der Konkursverwalter hier­
bei nicht. Es steht nicht in seinem Ermessen, über die Entstehung 
und Höhe der Verbindlichkeit zu entscheiden. Die in § 4 Abs. 4 
VRTV-Bau eröffnete Möglichkeit, den Beginn des Vorruhestandes 
längstens um drei Monate hinauszuschieben, begründet die für die 
Anwendung des § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO erforderliche Ermessens- und 
Handlungsfreiheit des Konkursverwalters nicht. Sie ermöglicht nur 
eine zeitlich geringe Verzögerung, nicht aber eine Entscheidung 
über das Entstehen der Ansprüche an sich. Fehlt somit eine Ent­
scheidungsfreiheit des Konkursverwalters, ist der Beginn des Vor­
ruhestandes und das Entstehen des Anspruchs auf Vorruhestandslei­
stungen als bloße Abwicklung einer bereits im Arbeitsverhältnis 
vor Konkurseröffnung begründeten Verpflichtung durch den Konkurs­
verwalter zu bewerten. Der Konkursverwalter wird im Zusammenhang 
mit einer Verpflichtung tätig, die in der auf ihn übergegangenen 
Arbeitgeberstellung wurzelt und die an sich - gäbe es nicht den 
Konkurs - der Arbeitgeber selbst hätte erledigen müssen. Konkurs­
rechtlich sind nach § 3 Abs, 1 KO schon alle diejenigen Ansprüche 
vor Konkurseröffnung begründet, bei denen zur Zeit der Konkurser­
öffnung der Rechtsgrund ihrer Entstehung gelegt ist. Nur das 
Schuldverhältnis selbst, das die Grundlage des Anspruchs bildet, 
nicht schon die Forderung muß bestehen (vgl. Kuhn-Uhlenbruck, KO, 
§ 3 Rz 11, 28; Beuthien, RdA 1976, 147, 157; Bötticher, BB 1975, 
977, 981 f.) .
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Betrifft § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO nur neue vom Konkursverwalter 
begründete Rechtsbeziehungen und nicht das Handeln des Konkurs­
verwalters bei der Abwicklung bereits bestehender Verbindlich­
keiten, kann ein Tarifvertrag nicht Geschäfte oder Handlungen des 
Konkursverwalters im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO fingieren.
§ 59 KO ist zwingendes Recht, das nicht zur Disposition der Ta­
rifvertragsparteien steht. Ihnen ist es daher verwehrt, eine For­
derung, die nicht unter § 59 Abs. 1 Nr. 1 KO fällt, durch die 
Fiktion eines Geschäfts oder einer Handlung des Konkursverwalters 
in den Rang einer Masseschuld zu erheben.

d) Die Bewertung des streitigen Anspruchs als Masseschuld nach 
§ 59 Abs. 1 Nr. 1 KO würde zudem zu unausgewogenen Ergebnissen 
führen. Da sie nach der Rangordnung des § 60 Abs. 1 KO vorrangig 
vor den Masseschulden nach § 59 Abs. 1 Nr. 3 a KO befriedigt wer­
den, könnten bei nicht ausreichender Masse Ansprüche auf rück­
ständigen Lohn wegen des Vorrangs der Vorruhestandsleistungen 
ganz oder teilweise ausfallen. Ansprüche auf Vorruhestandslei­
stungen aus einem nach Konkurseröffnung beginnenden Vorruhe­
standsverhältnis erhielten dann einen besseren Schutz als rück­
ständige Ansprüche auf Arbeitsentgelt. Hinzu kommt, daß nach § 60 
Abs. 1 Nr. 1 KO Masseschulden im Sinne von § 59 Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 2 KO gleichgestellt sind. Dies hat zur Folge, daß eine quo­
tenmäßige Verteilung zu erfolgen hätte, wenn die Masse nicht aus­
reicht . Es könnte dann dazu kommen, daß die laufenden Lohnbezüge 
aus Arbeitsverhältnissen, die vom Konkursverwalter fortgeführt 
werden, quotenmäßig gekürzt werden müßten. Dies erscheint gegen-
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über den weiter tätigen Arbeitnehmern, die auf den Lohn angewie­
sen sind, unangemessen (vgl. zu einer entsprechenden Bewertung 
hinsichtlich der Ansprüche aus einem Sozialplan BAG GS, aaO).

3. Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch hat auch nicht den 
Rang einer Masseschuld im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 2 KO; denn es 
besteht kein Anspruch aus einem zweiseitigen Vertrag, dessen Er­
füllung zur Konkursmasse verlangt wird (§ 59 Abs. 1 Nr. 2
1. Alternative KO) oder dessen Erfüllung für die Zeit nach Er­
öffnung des Verfahrens erfolgen muß (§ 59 Abs. 1 Nr. 2
2. Alternative KO).

a) Die Erstattungsforderung des Klägers ist schon deshalb keine 
Masseschuld im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 2 1. Alternative KO, da 
der Konkursverwalter gegenüber dem früheren Arbeitnehmer H 
keine Erfüllung verlangt hat.

b) Eine Qualifizierung als Masseschuld im Sinne des § 59 Abs. 1 
Nr. 2 2. Alternative KO scheidet aus, da der Vorruheständler 
weder eine Leistung zur Masse erbringt, für die er entsprechende 
Gegenleistung beanspruchen kann, noch wird regelmäßig das Vorru­
hestandsgeld nach Konkursveröffnung "erdient".

Nach § 59 Abs. 1 Nr. 22. Alternative KO sind nur die An­
sprüche als Masseschuld zu erfüllen, die für die Zeit nach Kon­
kurseröffnung als Gegenleistung aus dem Arbeitsverhältnis ge­
schuldet werden (vgl. Heilmann/Klopp in Gottwald, Insolvenz- 
rechts-Handbuch, § 57 Rz 14). Das Vorruhestandsverhältnis ist 
kein zweiseitiger Vertrag im Sinne des § 59 Abs. 1 Nr. 2
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2. Alternative KO, da die daraus bestehenden Ansprüche nicht auf 
einem unmittelbaren Gegenseitigkeitsverhältnis beruhen, also 
nicht in einer Austauschbeziehung zur Gläubigerleistung stehen 
(zu dieser Voraussetzung des § 59 Abs. 1 Nr. 2 KO vgl. Richardi, 
DB 1976, Beilage 6, S. 8 f.). Leistungspflichten zur Erbringung 
der Vorruhestandsleistungen bestehen alleine für den Arbeitgeber. 
Eine Gegenleistung des früheren Arbeitnehmers steht dem nicht ge­
genüber. Den Vorruheständler treffen lediglich begleitende Neben­
pflichten, wie die Mitwirkungs- und Erstattungspflicht nach § 9 
VRTV-Bau.

Eine Zuordnung zu § 59 Abs. 1 Nr. 22. Alternative KO läßt 
sich auch nicht damit begründen, der Anspruch des ehemaligen Ar­
beitnehmers auf Vorruhestandsleistungen habe trotz der rechtli­
chen Beendigung des ursprünglichen Arbeitsverhältnisses seinen 
Rechtsgrund in diesem Arbeitsverhältnis. Zwar sind für die Zeit 
vor Konkurseröffnung rückständige Vorruhestandsleistungen Bezüge 
aus dem (beendeten) Arbeitsverhältnis im Sinne des § 59 Abs. 1 
Nr. 3 a KO. Das Vorruhestandsgeld soll den bisher gezahlten Lohn 
ersetzen und hat als Sonderleistung des Arbeitgebers Entgeltcha­
rakter (vgl. BAG Urteil vom 15. Januar 1991 - 3 AZR 186/90 - AP 
Nr. 31 zu § 59 KO, zu II 2 c der Gründe). Mit dieser Qualifizie­
rung rückständiger Vorruhestandsleistungen ist aber nicht verbun­
den, daß Ansprüche auf Vorruhestandsleistungen aus einem nach 
Konkurseröffnung beginnenden Vorruhestandsverhältnis von § 59 
Abs. 1 Nr. 22. Alternative KO erfaßt werden. Die Bevorrechtigung 
von Ansprüchen aus einem Arbeitsverhältnis für die Zeit nach Kon­
kurseröffnung als Masseschuld ist ein Ausgleich dafür, daß das 
Arbeitsverhältnis nach § 22 KO kraft Gesetzes weiterläuft, wenn
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es nicht gekündigt oder auf andere Weise beendet wird. Soweit der 
Arbeitnehmer nach Konkurseröffnung weiter seine Arbeitsleistung 
erbringt, soll er nach dem Willen des Gesetzgebers auch sein An­
recht auf die volle Gegenleistung behalten (vgl. für einen miet­
vertraglichen Anspruch BGH Urteil vom 6. November 1978 - VIII ZR 
179/77 - BGHZ 72, 263, 265). Zweck des § 59 Abs. 1 Nr. 2 
2. Alternative KO ist, daß derjenige, der seine vollwertige Lei­
stung weiterhin zur Masse gewähren muß, die dafür zu entrichtende 
volle Gegenleistung erhalten und nicht nur auf eine Konkursforde­
rung beschränkt sein soll (BGH, aaO). Insoweit verdrängt die kon­
kursrechtliche Qualifizierung als Masseschuld die konkurrierende 
Qualifizierung als Konkursforderung (vgl. Weber, Anm. zu AP Nr. 3 
zu § 59 KO). Für die nach Konkurseröffnung erbrachte Arbeitslei­
stung soll die volle Vergütung vom Konkursverwalter entrichtet 
werden.

Der konkursmäßige Rang des § 59 Abs. 1 Nr. 2 KO soll nur die 
nach Konkurseröffnung zeitanteilig entstehenden Gegenansprüche 
des Gläubigers für die aus dem Schuldverhältnis geschuldeten Lei­
stungen privilegieren. Ein Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis un­
terfällt daher nur dann dieser Vorschrift, wenn er als Entgeltan­
spruch für die im nachkonkurslichen Zeitraum erbrachte Arbeits­
leistung zu bewerten ist (vgl. BAG GS, aaO, Teil III C 2; Richar- 
di, DB 1976, Beilage 6, S. 8). Dementsprechend richtet sich die 
konkursrechtliche Einordnung einer betrieblichen SonderZahlung, 
mit der eine zusätzliche Vergütung geleisteter Dienste bezweckt 
ist, nach dem Zeitraum, in dem die mit der Jahresleistung vergü­
teten Dienste geleistet wurden. Sie ist Masseschuld nach § 59 
Abs. 1 Nr. 22. Alternative KO, wenn die Arbeitsleistungen, die
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mit dem Bezug vergütet werden sollen, in dem Zeitraum nach Kon­
kurseröffnung erbracht worden sind (vgl. BAG Urteil vom 21. Mai 
1980 - 5 AZR 441/78 - AP Nr. 10 zu § 59 KO, zu B II 2 der Grün­
de) . Ebenso hat der Fünfte Senat für eine vertraglich zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbarte Zahlung einer Abfindung 
entschieden (BAG Urteil vom 25. Februar 1981 - 5 AZR 922/78 - AP 
Nr. 11 zu § 61 KO, zu III 2 der Gründe), daß auch dann keine Mas­
seschuld nach § 59 Abs. 1 KO begründet wird, wenn das Arbeitsver­
hältnis erst nach Konkurseröffnung beendet wird; denn die Abfin­
dung stehe in keiner unmittelbaren Beziehung zu der im nachkon- 
kurslichen Zeitraum erbrachten Arbeitsleistung.

Die Einstufung der nach Konkurseröffnung entstandenen An­
sprüche auf Vorruhestandsgeld entspricht auch der konkursrechtli­
chen Behandlung der Ansprüche aus betrieblicher Altersversorgung 
aus einem vor Konkurseröffnung liegenden Ruhegehaltsversprechen 
für die Zeit nach Konkurseröffnung. Sie sind einfache, zu kapita­
lisierende Konkursforderungen (vgl. BAG Urteil vom 11. Oktober 
1988 - 3 AZR 295/87 - BAGE 60, 32, 35 = AP Nr. 2 zu § 69 KO, zu I 
der Gründe; Kuhn/Uhlenbruck, KO, § 59 Rz 14). Im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung unverfallbare Versorgungsanwartschaften können 
nur als aufschiebend bedingte Forderungen gemäß SS 67, 3 KO gel­
tend gemacht werden (vgl. BAG Urteil vom 16. März 1972 - 3 AZR 
191/71 - BAGE 24, 204, 211 = AP Nr. 9 zu § 61 KO, zu I 5 der 
Gründe). Dauert das Arbeitsverhältnis fort und erwächst erst im 
Laufe des Konkursverfahrens eine verfallbare Anwartschaft zur un­
verfallbaren Anwartschaft, ist der sich ergebende Anspruch ent­
sprechend den Zeiträumen, in denen der Rechtsgrund für die Ent­
stehung des Anspruchs gelegt worden ist, aufzuteilen. Der auf die
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Zeit vor Konkurseröffnung entfallende Teil ist Konkursforderung, 
der auf die Zeit nach Konkurseröffnung entfallende Teil ist Mas­
seschuld nach § 59 Abs. 1 Nr. 2 KO (BAG Urteil vom 15. Dezember 
1987 - 3 AZR 420/87 BAGE 57, 152, 157 = AP Nr. 18 zu § 1 
BetrAVG, zu III 2 der Gründe). Ruhegeldansprüche sind demnach 
Masseschulden nach § 59 Abs. 1 Nr. 2 KO nur, soweit sie in einem 
nach Konkurseröffnung fortbestehenden Arbeitsverhältnis erdient 
worden sind.

4. Da der Kläger als Inhaber einer einfachen Konkursforderung 
kein Recht zur Vorwegbefriedigung im Sinne des § 57 KO hat, war 
das klageabweisende arbeitsgerichtliche Urteil wiederherzustel­
len.

II. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1, § 97 Abs. 1 
ZPO.

Dr. Leinemann Dörner Düwell
Volpp Dr. Kappes
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